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Problembeschreibung/Begründung/Rechtsgrundlage:
 
 
Mit Beschluss des Stadtrates vom 17.09.2024 (IV//2024/065) nahm die Hansestadt Osterburg
(Altmark) an einem geförderten Projekt zwecks Durchführung eines Beteiligungsverfahrens
teil. Die 30 zufällig aus dem Einwohnermelderegister ausgelosten Teilnehmenden tagten in
sechs Sitzungen vom 21.08. – 27.11.2025 und arbeiteten zu Fragen aus dem Bereich
„Mobilität und Radverkehr“. Der Bürgerrat hat sich auf 21 Empfehlungen geeinigt, die am
16.12.2025 an den Stadtrat übergeben wurden. Eine fachliche Prüfung auf Zuständigkeit und
Umsetzungs- möglichkeiten sind erfolgt und in Arbeit. Darüber hinaus bilden die Empfehlungen
den Rahmen für ein Radverkehrs- und Mobilitätskonzept. Es soll in das in Erstellung
befindliche Klimaschutz- konzept der Einheitsgemeinde als Teilbereich integriert werde. 

Der Bürgerrat hatte zusätzlich die Aufgabe, Vorschläge dafür zu machen, welche seiner
Empfehlungen vom Stadtrat in einem Bürgerentscheid zur Abstimmung gestellt werden
könnten. Es kristallisierten sich drei Empfehlungen heraus, die der Bürgerrat als
Abstimmungsfragen in einem Bürgerentscheid für geeignet hält. Alle drei Fragen liegen im
Zuständigkeitsbereich der Kommune. Abstimmungsrelevant ist nach intensiver Prüfung der
Verwaltung und einem Abwägungsprozess keine der Fragen. 

 

1. "Sind Sie dafür, dass in der Breiten Straße durch farbliche Markierungen Be- und
Entladezonen sowie Radspuren besser gekennzeichnet werden?

Begründung des Bürgerrates: Wichtig, um Autofahrer zu entlasten, bessere Übersicht zu
schaffen und die Sicherheit zu erhöhen. 



2. "Sind Sie dafür, dass in der Breiten Straße zwei bestehende Parkplätze in
behindertengerechte Parkplätze umgewandelt werden?"

Begründung des Bürgerrates: Der Verkehr läuft flüssiger, wenn Parkplätze klar
zugewiesen sind. Die behindertengerechten Parkplätze dienen dazu, die Innenstadt
barrierefreier zu gestalten. 

 

Für beide Empfehlungen sind keine Beschlüsse des Stadtrates erforderlich. Die Beurteilung
der Verwaltung erfolgt in Abhängigkeit mit weiteren Empfehlungen des Bürgerrates hinsichtlich
des Themenfeldes „Breite Straße | Einkaufszone“, die in Zuständigkeit der Einheitsgemeinde
liegen und Teil einer grundsätzlichen Parkflächenumstrukturierung in dem Bereich sind. Hierzu
führt das Ordnungsamt Sondierungsgespräche mit der Händlerschaft und weiteren Trägern
öffentlicher Belange in einem noch laufenden Prozess zur Umsetzung durch. Mit der
Umsetzung verkehrsrechtlicher Hinweise aus dem Bürgerrat beschäftigten sich die Mitglieder
des Ausschusses für Soziales und Ordnungsangelegenheiten erstmals am 26.03.2026
(IV/2026/269) sowie der Ortschaftsrat Osterburg am 13.04.2026. 

 

3. "Sind Sie dafür, dass die Krumker Straße saniert wird und in diesem Zuge dort ein
kombinierter Rad- und Fußweg geschaffen wird?"

Begründung des Bürgerrates: Das Befahren der Krumker Straße mit dem Rad ist aktuell

gefährlich, insbesondere bei Gegenverkehr. Künftig bestehen noch ein höherer Bedarf und

eine höhere Nutzung durch den Neubau des Normas und den Autobahn-Anschluss. Die

Kombination mit bereits geplanten Maßnahmen bietet sich an.

a. Verkehrsbedeutung der Krumker Straße als Verbindung zwischen der Bundesstraße
und der Innenstadt: 

Einordnung der Verwaltung: Durch bereits erfolgte Maßnahmen (Wohngebiet
Drescherhof, Neubau NORMA) hat die Krumker Straße, neben dem Anschluss an den
Verkehrsknotenpunkt B189/Abfahrt Landessportschule, an verkehrstechnischer
Bedeutung gewonnen. Der geplante Neubau des Wohngebiets Nord sowie der
geplante Anschluss an die A14 wird das Verkehrsaufkommen in diesem Bereich
zusätzlich erhöhen. 

b. Kommunalpolitische Grundlagen zur Krumker Straße als Verbindung zwischen der
Bundesstraße und der Innenstadt:

Der Stadtrat hat mit Beschluss II/2018/366 vom 21.06.2018 die Umsetzung des
Kreuzungsausbaus Krumker Straße / Seehäuser Straße beschlossen. Die Maßnahme
wurde per Änderungsantrag zum Beschluss VI/2025/210 in der Sitzung des Stadtrates
vom 16.12.2025 zur erneuten Beratung in die Ausschüsse verwiesen. Dieser erste
Bauabschnitt ist aus bautechnischen Gründen Voraussetzung für einen späteren
Ausbau der Krumker Straße und der Seehäuser Straße. Der Drescherhof und die
Seilergasse würden jeweils baulich angebunden. Ein Ausbau ist aufgrund von
laufenden Planungen und Umsetzungen anderer Straßenbaumaßnahmen derzeit nicht
prioritär eingestuft.
 

c. Bautechnische Beurteilung und Kostenschätzung der Krumker Straße als Verbindung
zwischen Bundesstraße und Innenstadt:
 

Aus bautechnischen Gründen muss beim Ausbau der Krumker Straße am tiefsten Punkt
– dem Kreuzungsbereich zur Seehäuser Straße – begonnen werden. Dieser 1.
Bauabschnitt (1. BA) mit geschätzten Kosten in Höhe von ca. 910.000 Euro (Stand
Kostenberechnung eines Ingenieurbüros: 04/2026) müsste in Verbindung mit der
Aufnahme von Planungen und der baulichen Umsetzung für den 2. Bauabschnitt (2.
BA) Einfahrt Drescherhof bis zur Rosenstraße mit geschätzten Kosten in Höhe von ca.
1.065.000 Euro (Stand Kostenberechnung eines Ingenieurbüros: 04/2026) Inhalt des
Bürgerentscheids sein. Bei positivem Votum wäre der Bürgerentscheid per Gesetz
innerhalb von fünf Jahren umzusetzen. 
 



d. Finanzielle Auswirkungen im Haushalt der Hansestadt Osterburg (Altmark) für den
Ausbau der Krumker Straße als Verbindung zwischen Bundesstraße und Innenstadt: 

Nach aktuellem Kenntnisstand wäre von folgendem Ablauf der Maßnahmeumsetzung
auszugehen:

 



- Januar 2027 Bürgerentscheid; bei positivem Votum:
- 2028: 60.000 Euro (Planung, Ausschreibung, Vergabe Bauleistungen 1. BA)
- 2029: 1) 850.000 Euro (Durchführung der Baumaßnahme Kreuzungsbereich 1.BA)

2) 70.00 Euro (Planung, Ausschreibung, Vergabe Bauleistungen 2.BA)
- 2030: 995.000 Euro (Durchführung der Baumaßnahme 2.BA)
Zur Finanzierung stünde ein Diskurs über die Streichung von anderen Vorhaben oder 
die eine Kreditaufnahme an. Im Sondervermögen ist kein Spielraum.
 

e. Finanzielle Auswirkungen im Haushalt der Hansestadt Osterburg (Altmark) für die
Durchführung eines Bürgerentscheids zum Ausbau der Krumker Straße als Verbindung
zwischen Bundesstraße und Innenstadt: 

Beschließt der Stadtrat die Durchführung eines Bürgerentscheids, sind seitens der
Gemeindewahlleitung zahlreiche Maßnahmen zu ergreifen, um das Vorhaben adäquat
vorzubereiten und durchzuführen. Hierbei muss eine Reihe kommunalwahlrechtlicher
Vorschriften Berücksichtigung finden. Das Kommunalwahlgesetz für das Land
Sachsen-Anhalt (KWG LSA) beinhaltet bzgl. eines Bürgerentscheids eine zentrale
Aussage: Nach § 57 S. 1 KWG LSA finden auf seine Durchführung die Bestimmungen
für die Wahl des Bürgermeisters. Die Vorbereitung und Durchführung einer Wahl – als
solche ist ein Bürgerentscheid fortlaufend zu verstehen – ist im Wesentlichen durch drei
Schwerpunkte gekennzeichnet:
 
1. technische Wahlorganisation,

2. Berufung der Wahlorgane sowie

3. Beschaffung und Versand von Wahlunterlagen.

Zusammenfassung der finanziellen Auswirkungen (Stand: 27.02.2026)

Maßnahme Voraussichtliche Kosten*

Technische Wahlorganisation
(Melderegister)

850,00 €

Technische Wahlorganisation
(Wahlsoftware)

400,00 €

Erfrischungsgeld Wahlvorstände 1.527,50 €

Druck + Versand der
Wahlbenachrichtigungen

6.825,00 €

Stimmzettel 600,00 €

Briefwahlunterlagen 800,00 €

Porto Wahlbrief à Bürger 825,00 €

Porto Bürger à Wahlbehörde 712,50 €

Verschiedenes 750,00 €

Summe 13.290,00 €
 

Die entstehenden Kosten von 13.290,00 Euro trägt die Gemeinde vollumfänglich. Zu
erwartende Erstattungen durch den Landkreis nach § 54 Abs. 3 KWG LSA wurden bei
der vorangestellten Kostenübersicht bereits berücksichtigt. 
* Preissteigerungen externer Vertragspartner sind nicht ausgeschlossen.
 

 
In Rahmen des Haushaltskonsolidierungskonzepts ist eine Finanzierung einer weiteren
investiven Straßenbaumaßnahme nicht darstellbar und auch nicht vertretbar. Die Kosten zur
Durchführung eines Bürgerentscheids in dieser politisch und gesellschaftlich unstrittig einzu-
stufenden Thematik stehen in keinem Verhältnis. Das wichtige Instrument des
Bürgerentscheids würde an dieser Frage nicht angemessen gewichtet werden. 
 
Unter den dargestellten Rahmenbedingungen muss aus Sicht der Verwaltung vorerst Abstand
vom grundhaften Ausbau der Krumker Straße genommen werden. Die Diskussion und
Abstimmung im Bürgerrat zeigen aber, dass diese für Osterburg wichtige Verkehrsader im



Fokus des Stadtrates und seiner Gremien bleiben und bei sich ändernden Voraussetzungen
wieder auf die Agenda rücken muss.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________ __________________________
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